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Prozent im Juli auf. Diese Werte sind be­
deutend tiefer als jene seiner beiden 
Vorgänger zu einem vergleichbaren 
Zeitpunkt. Aus den Antworten einer 
breiten Palette von Fragen geht hervor, 
dass der Anteil des harten Kerns der 
Trump-Wähler meist zwischen 25 und 30 
Prozent beträgt. 

Russland-Treffen ohne Folgen 

Die Umfrage zeigt ausserdem, dass die 
Meinungen über die russische Ein­
mischung in die Wahl und eine allfällige 
Komplizenschaft des Wahlkampfstabs 
von Trump seit dem April praktisch 
gleich geblieben sind. Zwar sind 4 Pro­
zent mehr Befragte nun der Meinung, 
Russland habe eine Beeinflussung ver­
sucht, doch das liegt zum grössten Teil in 
der Fehlerspanne. Insbesondere scheint 
das Treffen von Trumps Sohn Donald 
junior mit einer russischen Anwältin 
keinen grösseren Meinungsumschwung 
ausgelöst zu haben. Wer Trumps Amts­
führung für sehr gut hält, hat auch keine 
grösseren Probleme mit diesem Treffen 
- obwohl aus den E-Mails zu seiner Pla­
nung eindeutig hervorging, dass sein
Sohn bereit war, die Hilfe Moskaus für
einen Wahlsieg in Anspruch zu nehmen.

Dass die eingefleischten Trump-An­
hänger ihre Meinung kaum änderten, ist 
wenig überraschend. Erstaunlicher ist, 
dass auch bei jenen Befragten, die sich 
generell als Republikaner bezeichneten, 
immer noch eine Mehrheit von 15 Pro­
zent das Treffen im Juni 2016 für ange­
bracht hält. Dies legt den Verdacht nahe, 
dass im polarisierten Amerika die Frage, 
wer in Washington an der Macht ist, alle 
anderen Fragen und selbst Sicherheits­
bedenken in den Schatten stellt. 
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Symbolisches Votum gegen Maduro 
Mehr als 7 Millionen Venezolaner lehnen umstrittene Veifassungsreform ab 

Parlamentsmehrheit erklärt. Und doch 
konnte die Opposition am Wochenende 
nicht mehr Menschen zur Wahl animie­
ren. Im Internet versuchten Regierungs­
kritiker zu beschwichtigen: Innerhalb 
kürzester Zeit habe die Opposition 
diese Wahl auf die Beine gestellt, das sei 
durchaus ein Erfolg. Sie habe nur zwei 
Wochen Zeit gehabt, um die Massen zu 
mobilisieren, und dabei nur wenig 
mediale Hilfe. Ausserdem sei sie im Vor­
feld massiv bedroht und eingeschüchtert 
geworden. 

Diverse Zwischenfälle 

Seit über dreieinhalb Monaten gehen 
die Venezolaner beinahe täglich auf die 
Strasse und demonstrieren gegen die 
sozialistische Regierung. Über 90 Tote 
haben die Proteste bisher gefordert. 
Einige der Todesopfer werden den ge­
fürchteten Colectivos zur Last gelegt, 
regierungsnahen Schlägertrupps, die als 
der bewaffnete Arm der sozialistischen 
Revolution gelten. Auch am Wahlsonn­
tag verrichteten sie ihre Arbeit: Sie 
tauchten vor einem der Wahllokale im 
traditionell sozialistisch regierten Stadt­
teil Catia auf und schossen in die Menge. 
Eine Frau wurde getötet, vier weitere 
Personen wurden verletzt. 

Auch im Ausland lebende Venezolaner beteiligen sich an der Abstimmung, hier eine Frau in New York. GERALDINE HDPE GHELLI; BLDDMBERG Auch anderswo kam es zu Zwischen­
fällen. Im Gliedstaat Amazonas wurden 
Wahlzentren mit Tränengas beschossen. 
In Caracas musste ein Wahllokal verlegt 
werden, weil die Wähler bedroht wur­
den. Im Stadtteil 23 de Enero, einer 
Hochburg der Sozialisten, wurden aus 
Angst vor Zusammenstössen gar keine 
Urnen aufgestellt. Auch wurden Journa­
listen angegriffen. Bereits Tage vor der 
Abstimmung stürmten solche Schläger­
trupps das Parlamentsgebäude, bedroh­
ten und verletzten Abgeordnete sowie 
anwesende Journalisten. Es mag sein, 
dass diese Übergriffe die Wahlbeteili­
gung zusätzlich verringerten. 

HANNA SILBERMAYR, CARACAS 

Am Montagmorgen erwacht Caracas im 
Regen, und das venezolanische Volk 
scheint gespaltener denn je. Am Vortag 
war ein sonderbares Schauspiel über die 
Bühne gegangen: eine inoffizielle Volks­
abstimmung, organisiert und durch­
geführt von der Opposition. Den Wahl­
sonntag über war die Euphorie gross ge­
wesen: Die Menschen jubelten, sangen, 
tanzten. Die Wahlbeteiligung sei höher 
als erwartet, erklärten schon wenige 
Stunden nach Beginn der Abstimmung 
führende Politiker der Opposition. Als 
sie später vor die Presse traten, war die 
Stimmung dann doch leicht gedämpft. 
Zwar lobten sie die grosse Unterstüt­
zung aus dem Volk, vom Enthusiasmus 
der Stunden davor war um Mitternacht 
aber nicht mehr viel zu spüren. 

7,2 Millionen Venezolaner hatten sich 
an der Abstimmung beteiligt. Von den 
bisher 95 Prozent ausgezählten Stimmen 
haben 98,4 Prozent gegen die geplante 
Verfassungsreform von Präsident Ma­
duro gestimmt. Es mag sein, dass die Er­
wartungen im Vorfeld zu hoch angesetzt 
waren: Mindestens 8 Millionen Men­
schen würden an den Wahlurnen er­
scheinen, hatten Meinungsforschungs­
institute vorausgesagt. Andere waren 
sich sicher, dass sogar 11 der 19 Millio­
nen Wahlberechtigten ihre Stimmen ab­
geben und damit ein klares Statement 
gegen die Regierung Maduro abgeben 
würden - dem war nicht so. 

Beschwichtigungsversuche 

Als einen Akt des zivilen Ungehorsams 
bezeichnete die Opposition die Volks-

abstimmung, die die sozialistische Re­
gierung schon im Vorfeld als illegal be­
titelt hatte. Maduro hat für Ende Juli 
die Wahl einer Versammlung zur Aus­
arbeitung einer neuen Verfassung ange­
kündigt. Die Venezolaner sollten mit 
der symbolischen Abstimmung zeigen, 
dass sie dieses Vorhaben ablehnten. 
Ausserdem sollte dadurch das opposi­
tionell dominierte Parlament gestärkt 
werden. Die Opposition befürchtet, 
Präsident Maduro könnte durch die 
Verfassungsreform seine Macht weiter 
ausbauen. 

Tatsächlich bestätigen die Zahlen, 
was die Venezolaner schon in den Parla­
mentswahlen Ende 2015 entschieden 
hatten: nämlich, dass die Opposition 
nichts an ihrer Popularität eingebüsst 
hatte. 7,7 Millionen Venezolaner hatten 
sie damals erstmals seit 18 Jahren zur 

Führende Oppositionspolitiker fei­
ern die Volksabstimmung trotz allem als 
Erfolg. Das Oppositionsbündnis Mesa 
de la Unidad Democratica kündigte an, 
weiter zu protestieren, und rief für die­
sen Donnerstag zu einem 24 Stunden 
dauernden Generalstreik auf, um den 
Druck von der Strasse auf die Regierung 
zu erhöhen. 

Pal�istans starl�er Mann Inuss zittern 
Das Oberste Gericht des Landes berät über Korruptionsvorwü,fe gegen Premierminister Nawaz Sharif 

VOLKER PABST 

Die politische Zukunft des pakistani­
schen Premierministers Nawaz Sharif 
und seines mächtigen Familienclans liegt 
in den Händen des höchsten Gerichts. 
Am Montag hat der Supreme Court mit 
den letzten Verhandlungen in einem 
Korruptionsskandal begonnen, an des­
sen Ende die Amtsenthebung und straf­
rechtliche Verurteilung des Regierungs­
chefs stehen könnte. 

Spätfolgen von «Panama-Gate» 

Ihren Ursprung hat die Affäre in den so­
genannten Panama-Papieren, die im 
April 2016 weltweit für Furore sorgten. 
Die von einem internationalen Journa­
listenkonsortium veröffentlichten Un­
terlagen der Anwaltskanzlei Mossack 
Fonseca zeigten auch Vermögenswerte 
von Nawaz Sharifs Kindern auf, unter 
anderem teure Liegenschaften an besten 
Adressen in London. Die Sharif-Familie 
gilt als eine der reichsten des Landes und 
besitzt unter anderem die von Nawaz 
Sharifs Vater gegründete, im Stahl­
geschäft tätige Ittefaq-Gruppe. 

Pakistanische Oppositionspolitiker, 
allen von Imran Khan, der Gründer und 
Anführer der links-liberalen Partei Paki­
stan Tehreek-e Insaf (PTI), erhoben 
Korruptionsvorwürfe gegen den Pre­
mierminister und seine Familie. Ange­
sichts des steigenden Drucks willigte 

Sharif zwar in die Gründung einer 
Untersuchungskommission ein, diese 
kam aber nie zustande. Die PTI und 
andere Oppositionsparteien forderten 
das Höchstgericht auf, eine Amtsent­
hebung zu prüfen. Im Oktober nahm 
sich der Supreme Court der Sache an. 

Bei einem ersten Urteil im April be­
fanden die Richter, dass die Beweislage 
für eine Amtsenthebung nicht ausreiche, 
ordneten aber die Gründung eines Er­
mittlungsteams aus Vertretern der politi­
schen Opposition und des Sicherheits­
apparats an. Vergangene Woche legte 
dieses dem Höchstgericht seine Er­
kenntnisse vor. Unter anderem kamen 
die Experten zum Schluss, dass die ge­
schäftlichen Aktivitäten der Sharif-Fa­
milie nicht ausreichten, um die Herkunft 
der Vermögenswerte zu belegen; die 
meisten Unternehmen, an denen die 
Familie beteiligt ist, schrieben Verluste. 

Zudem wird der als politische Thron­
erbin gehandelten Tochter des Regie­
rungschefs, Maryam Sharif, vorgewor­
fen, gefälschte Dokumente vorgelegt zu 
haben, wofür sie belangt werden könnte. 
Auch zwei Briefe aus dem katarischen 
Königshaus, in denen Prinz Hamad bin 
Jassim bin Jaber Al Thani eine grössere 
Geldüberweisung an Sharif für frühere 
Investitionen in Katar bestätigt, werden 
als nicht wahrheitsgetreu bezeichnet. 
Sharif und seine Familie streiten die Vor­
würfe ab und sprechen von einer politi­
schen Verschwörung. Die Ermittlungs-

kommission wird als voreingenommen 
dargestellt. Tatsächlich besteht diese 
vornehmlich aus politischen Gegnern, 
mit dem Sicherheitsapparat stand Sharifs 
Familie in jüngerer Zeit vermehrt im 
Konflikt. Bei früheren Kampagnen des 
Oppositionspolitikers Imran Khan ge­
gen Sharif gab es Vermutungen, der 
Sicherheitsapparat stütze diese. 

Mächtiger Sicherheitsapparat 

In Pakistan haben Armee und Geheim­
dienst schon mehrmals zivile Regierun­
gen gestürzt. Auch Sharif, der bereits in 
den neunziger Jahren zweimal Premier­
minister war, wurde 1999 vom Militär ab­
gesetzt. Für Sharif ist auch die Frage von 

Bedeutung, welchen Rückhalt er noch in 
seiner Partei geniesst. Einige Beobachter 
glauben, dass sich die Pakistan Muslim 
Liga-Nawaz (PML-N) unabhängig vom 
Urteil des Supreme Court von ihrem 
Vorsitzenden abwenden könnte, um so 
mit ihrer komfortablen Mehrheit im Par­
lament bis zu den Wahlen 2018 weiterzu­
regieren. Demnach wäre auch seine 
Tochter Maryam, die als nächste Kandi­
datin für das Amt der Premierministerin 
galt, nicht mehr haltbar. Allerdings ist 
die Partei sehr stark auf die Sharif-Fami­
lie ausgerichtet, und es ist fraglich, ob es 
zu einem solch radikalen Bruch kommt. 
Oppositionspolitiker wie Imran Khan 
freilich hoffen, das Höchstgericht werde 
Sharif direkt des Amtes entheben. 
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